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Die nächste Generation der EU-Gelder: Geschlechterblind 
und geschlechterpolitische Bedrohung 

ELISABETH KLATZER

Öffentlichkeitswirksam hat die Europäische Kommission im Mai  2020 die Budget
pläne in der Corona-Krise vorgestellt. Unter dem Titel „#Next Generation EU“ 
(NGEU) wurden der neue mehrjährige Finanzrahmen 2021-2027 mit 1.100 Mrd. 
Euro und ein zusätzliches Corona-Paket an neuen Fonds und zusätzlichen Mitteln für 
bestehende Initiativen mit 750 Mrd. Euro als zeitlich befristete Verstärkung vorgestellt 
(European Commission 2021). Trotz vieler Lippenbekenntnisse der neuen EU-Kom-
mission unter ihrer Präsidentin Ursula von der Leyen zu Geschlechtergleichstellung 
und klarer Verpflichtungen der EU dazu stellte sich dieses Paket als weitgehend ge-
schlechterblind und gleichstellungsriskant heraus (vgl. Klatzer/Rinaldi 2020).  

Verschärfung der Geschlechterungleichheiten durch die Coronakrise 

Die Pandemie hat die Geschlechterungleichheiten in Wirtschaft und Gesellschaft in 
Europa – und darüber hinaus – offengelegt (vgl. Klatzer/Rinaldi 2020, 17ff.). Die 
ungleiche Verteilung von unbezahlter Sorgearbeit wurde im Lockdown, der in vielen 
EU-Staaten ein wichtiges Instrument der Pandemieeindämmung war, weiter zulas-
ten von Frauen verschoben. Gleichzeitig gab es stärkere Auswirkungen auf Frauen 
auch in der bezahlten Arbeit, vor allem in Form von Arbeitslosigkeit, reduzierter 
Arbeitszeit oder auch verstärktem Rückzug vom Arbeitsmarkt. Doch sind Frauen 
nicht nur vielfach die „Airbags“ in der Krise, sondern während der Corona-Krise 
verstärkt von Armut bedroht. Viele der Berufe, die in der Corona-Krise besonderen 
Belastungen ausgesetzt waren, wie Gesundheits- und Pflegeberufe, haushaltsnahe 
Dienstleistungen oder Handel beschäftigen in einem hohen Maße Frauen. Auch die 
Betroffenheit von genderbasierter Gewalt hat zugenommen. Insgesamt zeigen sich 
geschlechterbasierte Auswirkungen, die sehr stark mit anderen Ungleichheitsdimen-
sionen wie Migration und sozioökonomischer Ausgangslage verschränkt sind. 
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EU-Coronagelder: Geschlechterblind trotz klarer gleichstellungspolitischer 
Verpflichtungen der EU

Der Vertrag über die Arbeitsweise der EU (AEUV) legt klare Verpflichtungen fest, 
u.a. „bei all ihren Tätigkeiten (…) Ungleichheiten zu beseitigen und die Gleichstel-
lung von Frauen und Männern zu fördern (Art. 8 AEUV). Demnach ist Geschlech-
tergleichstellung in allen Bereichen, einschließlich der Budgetpolitik, durchgehend 
umzusetzen. Daneben gibt es eine Reihe weiterer Verpflichtungen (vgl. EIGE 2018, 
Europäische Kommission 2020). Obwohl große negative Auswirkungen der Co-
rona-Krise auf Geschlechterverhältnisse evident sind, waren die NGEU Vorschläge 
der Kommission weitgehend geschlechterblind. Trotz der hohen Bedeutung des 
Care-Sektors für die Bewältigung der Krise ist innerhalb der EU-Coronagelder kein 
Schwerpunkt für Investitionen in diesem Sektor vorgesehen (Klatzer/Rinaldi 2020). 
Vielmehr liegt der Fokus auf – geschlechterblinden – Prioritäten in den Bereichen 
Digitalisierung, ,grüne‘ Technologien mit Fokus auf Wettbewerbsfähigkeit sowie 
die Förderung von Unternehmen. Kurioserweise finden auch Bereiche Berücksich-
tigung, die von der Corona-Krise gar nicht betroffen waren, wie die Förderung von 
Investitionen in Militär und Weltraumtechnologie. Vereinzelte Gleichstellungsan-
sätze, wie die Bestimmung zur Geschlechterparität in einzelnen Gremien eines Pro-
gramms (z.B. Invest-EU; s. European Commission 2020, §41) oder ein Gleichstel-
lungsziel in einem kleinen Teilbereich dieses Programms – z.B. „Social Policy and 
Skills Investment Window“, das knapp 5% der Programmmittel umfasst – haben 
mehr symbolische als tatsächliche Wirkung, da es in diesem Teilbereich unter zahl-
reichen anderen angeführt ist. Es wurde auch keine Abschätzung der Auswirkungen 
der Vorschläge auf die Geschlechterverhältnisse vorgelegt. 
Trotz großer Anstrengungen einzelner EU-Parlamentarier*innen der sozialdemo-
kratischen S&D-Fraktion und der Grünen/EFA-Fraktion blieb die Verankerung von 
Gleichstellungsaspekten auch in den Beschlüssen zu den EU-Coronageldern weit 
hinter den Verpflichtungen zurück. Die schwache horizontale Verankerung von 
Gleichstellung und die in die Zukunft verschobene Ausarbeitung von Pilotprojekten 
waren auch bislang schon Strategien, um eine wirkungsvolle Umsetzung zu verhin-
dern (EIGE 2016).

Keine Priorität für den Ausbau von Care trotz Bedeutung für 
Wirtschaftsstimulus und Gleichstellung 

Investitionen in Care haben keine Priorität. Das ist insofern erstaunlich, als Care 
mehrfach essentiell ist: In der Pandemie wurde erkennbar, wie wichtig dieser Sektor 
für die Bewältigung der Krise ist und wie bedrohlich sich die Kürzungen der vergan-
genen Jahre auf diesen Sektor ausgewirkt haben. Gleichzeitig zeigen Studien, dass 
Investitionen in Care wichtige makroökonomische Impulse setzen, beispielsweise 
durch hohe Beschäftigungswirkungen, durch hohe Wertschöpfung im Land und 
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hohe Rückflüsse in Form von Staatseinnahmen (vgl. etwa De Henau/Himmelweit 
2020). Wiederholt wurde gezeigt, wie hoch die makroökonomischen Verluste durch 
Geschlechterungleichheiten in der EU sind (z.B. EIGE 2017). Auch die Resilienz 
der EU-Wirtschaft könnte mit Investitionen in den Care-Sektor und mehr Gleich-
stellung gestärkt werden.

Die stille, neoliberale und gleichstellungsriskante Revolution wird vertieft

Die Aufbau- und Resilienzfazilität (ARF) ist der wichtigste Bestandteil der EU-Co-
ronagelder. Damit werden insgesamt 672,5 Mrd. Euro – davon 360 Mrd. Euro in Kre-
diten und 312,5 Mrd. Euro in Zuschüssen – mobilisiert. Der Steuerungsmechanismus 
überträgt die de facto Hoheit über wichtige Aspekte der Wirtschafts- und Budgetpo-
litik der Mitgliedstaaten an die Kommission. Nach der Finanzkrise wurde 2008/09 
mit dem Europäischen Semester eine neue wirtschaftspolitische Steuerungsarchi-
tektur geschaffen, die über wirtschaftspolitische Empfehlungen schon bislang weit-
reichende Eingriffe in die Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten ermöglichte und 
Geschlechterungleichheiten verstärkt (vgl. Klatzer/Schlager 2016). Mit dem ARF 
werden die Eingriffsrechte der EU und vor allem der Kommission entscheidend ver-
schärft. Und zwar durch die Macht der finanziellen Sanktionen: Die Kommission hat 
nunmehr das Recht, Einfluss auf die Reformen und budgetpolitischen Prioritäten der 
Mitgliedstaaten zu nehmen und – in Umgehung parlamentarischer Prozesse – Vorga-
ben in sensiblen budgetpolitischen Fragen und wirtschaftspolitischen Reformen zu 
machen, die bei Nichteinhaltung mit dem Stopp der Auszahlung der Gelder sanktio
niert werden können (Klatzer/Rinaldi 2020, 41ff.). Interessanterweise wurde von 
den Auftraggeber*innen angeregt, ausgerechnet diesen Aspekt in der Präsentation 
des Berichtes von Klatzer/Rinaldi (2020) nicht zu thematisieren. 
Die zaghaften Ansätze, bei der Implementation der Hilfsgelder die Gleichstellungs-
perspektive zu verstärken, bleiben weit hinter wirkungsvoller Gleichstellungspolitik 
zurück. So werden die Mitgliedstaaten verpflichtet, in ihren ARF-Plänen darzule-
gen, wieweit die Vorschläge zu Gleichstellung und Chancengleichheit – soweit rele-
vant – beitragen. Allerdings fehlen verpflichtende Zielsetzungen oder wirkungsvolle 
Festlegungen, welcher Anteil der Gelder zur Geschlechtergleichstellung beitragen 
sollte. Anders als z.B. im Hinblick auf Aspekte von Klimaschutz oder Digitalisie-
rung, in denen die Kommission Zielvorgaben macht und überwacht.

Bescheidene EU-Fiskalpolitik und geschlechterblinde EU-Geldpolitik mit 
großen Folgen

Wiewohl die NGEU-Mittel in absoluten Beträgen bedeutend klingen, sind sie im 
Vergleich zum EU-BIP ein bescheidener Beitrag. Viel größer sind vom Volumen her 
die Gelder der Europäischen Zentralbank (EZB), die sehr einseitig für den Kauf von 
Anleihen und Wertpapieren über den Kapitalmarkt und für Banken zur Verfügung 

04_FP_02_21_Tagespolitk.indd   17204_FP_02_21_Tagespolitk.indd   172 05.11.2021   14:58:4505.11.2021   14:58:45



TAGESPOLITIK

FEMINA POLITICA  2 | 2021 173

gestellt werden. Während Diane Elson und Nilüfer Cagatay (2000) in ihren Arbei-
ten bereits vor Jahrzehnten die geschlechterpolitischen Schieflagen von Geldpolitik 
herausgearbeitet haben, wird das in der Diskussion um die Geldpolitik gar nicht 
aufgegriffen (Young/Metzger 2020). Gerade durch die gegenwärtige Geldpolitik 
des ‚Quantitative Easing‘, d.h. eine expansive Geldpolitik, wird ein Vielfaches der 
NGEU-Mittel zur Verfügung gestellt; dies hat tiefgreifende Verteilungs- und Ge-
schlechteraspekte, die bislang völlig ignoriert werden (ebd., 20). So trägt die EZB-
Politik zur Aufblähung der Vermögenswerte bei, indem z.B. durch die verstärkte 
Nachfrage die Preise für Anleihen steigen, was die Ungleichheiten in der Vermö-
gensverteilung, vor allem auch zu Lasten von Frauen, verschärft. 

Geschlechtergerechtigkeit als Zentrum der EU-Coronagelder - ein Fazit

Es wäre einfach, Geschlechtergerechtigkeit ins Zentrum der EU-Mittelverteilung zu 
stellen, doch dazu sind sieben Maßnahmen vorrangig: 

1.	 Ein klares Ziel für die Verwendung eines Anteils der Gelder für Geschlechterge-
rechtigkeit festzulegen, wie dies für digitale und ,grüne‘ Investitionen vorgese-
hen ist. 

2.	 Eine klare Priorität für Investitionen in Care, vor allem für die Schaffung von 
Beschäftigung und besseren Arbeitsbedingungen im öffentlichen und gemein-
nützigen Care-Bereich.

3.	 Die durchgängige Umsetzung der Verpflichtung zu Gender Mainstreaming und 
Gender Budgeting, einer geschlechtergerechten Budgetpolitik, wie dies im Rah-
men der EU-Fiskal- und Geldpolitik auch in den EU-Verträgen verpflichtend 
vorgesehen ist. 

4.	 Ein eigenständiger EU-Topf zur Finanzierung von Frauenpolitik und Geschlech-
tergerechtigkeit sowie die Reservierung von mindestens einem Fünftel der Mittel 
in allen EU-Töpfen für gleichstellungs- und frauenpolitische Maßnahmen. 

5.	 Die Einrichtung von begleitenden Ausschüssen für die geschlechtergerechte Ver-
wendung der EU-Mittel, sowohl auf EU-Ebene als auch in allen Mitgliedstaa-
ten. Diese Ausschüsse sollten, verbunden mit der Aufgabe, die Regierungen zu 
unterstützen und periodisch unabhängige Berichte über die Mittelverwendung 
vorzulegen, an die nationalen Parlamente angebunden sein – freilich unter Einbe-
ziehung von Expertise und zivilgesellschaftlicher Arbeit zu Geschlechtergerech-
tigkeit.

6.	 Die Finanzierung des Europäischen Instituts für Gleichstellungsfragen (EIGE), 
der EU-Agentur mit den geringsten Mitteln, ist kurzfristig zu verdoppeln und 
langfristig weiter auszubauen. 

7.	 Eine geschlechterparitätische Besetzung aller Vorbereitungs- und Entschei-
dungsgremien und die Verankerung von eigenständigen gleichstellungspoli-
tischen Strukturen in allen EU-Institutionen. 
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Ohne eine entscheidende Kehrtwende jedenfalls wird die gegenwärtige EU-Politik 
die Geschlechterungleichheiten drastisch verschärfen. 
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